
Staatskanzlei weist Bericht der Welt am 
Sonntag zurück 

 
Regierungssprecher Andreas Timm hat heute den 
Medienbericht der WELT am Sonntag „Plötzlich will Schwesig 
schon viel früher von der Klimastiftung gewusst haben“ als 
falsch zurückgewiesen. 
 
„Die WELT am Sonntag verkürzt und verdreht Fragen und 
Antworten so, dass hier ein scheinbarer Widerspruch entsteht. 
Die Staatskanzlei hat nicht behauptet, dass die 
Ministerpräsidentin erstmals im November 2020 von der Idee 
zur Gründung der Stiftung Klima- und Umweltschutz erfahren 
hat. Insofern müssen auch keine Angaben korrigiert werden“, 
erklärte der Regierungssprecher. 
 
Die an uns gerichtete Frage der WELT am Sonntag bzw. der 
von ihr beauftragten Berliner Rechtsanwaltskanzlei lautete 
wörtlich: „Wann (genaues Datum) hat die Staatskanzlei seit 
2017 oder die Ministerpräsidentin seit Amtsantritt persönlich in 
welcher Form (schriftlich, telefonisch, per Twitter etc.) 
gegenüber der Nord Stream AG oder Nord Stream 2 AG 
Stellung genommen zur Gestaltung der Stiftung?“ 
 
 „Die Frage der WELT am Sonntag zielt also erkennbar darauf 
ab, wann sich die Ministerpräsidentin mit Nord Stream über 
die Gestaltung der Stiftung ausgetauscht hat und dazu 
Stellung genommen hat. Das war erst am 5.11. der Fall, da 
erst in diesem Gespräch ein konkreter Austausch stattfand“, 
stellte der Regierungssprecher fest.  
 
Die Staatskanzlei hat die Frage der WELT am Sonntag 
deshalb am 8. April 2022 deshalb/wie folgt beantwortet: „Die 
Gestaltung der Stiftung ist im Vorfeld der Entscheidung 
Thema der regelmäßigen Gespräche zwischen 
Landesregierung und Nord Stream gewesen. Die Gespräche 
wurden überwiegend von Energieminister Pegel geführt. 
Ministerpräsidentin Schwesig ist am 5.11.2020 und am 
16.12.2020 in gemeinsamen Gesprächen über den Vorschlag 
zur Gründung der Stiftung informiert worden. Dabei war von 
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Anfang an klar, dass eine abschließende Entscheidung nur 
die Landesregierung und der Landtag treffen können.“ 
 
Der Regierungssprecher weiter: „Frau Schwesig hat am 
Donnerstag die Abläufe transparent dargestellt. Wenn Frau 
Schwesig darüber berichtet hat, dass der damalige 
Energieminister Christian Pegel sie erstmals am Rande eines 
Termins am 15. September 2020 darauf angesprochen hat, 
dass er die Möglichkeit einer Stiftung prüft, steht das nicht im 
Widerspruch zu unserer damaligen Antwort.  Dass die 
Ministerpräsidentin am 15. Oktober 2020 die Anlandestation 
von Nord Stream besucht und dabei auch kurz auf Vertreter 
von Nord Stream getroffen ist, ist lange bekannt. Ausführliche 
Gespräche über die Gestaltung der Stiftung gab es mit der 
Ministerpräsidentin erst ab Anfang November. Die Vorwürfe 
sind also bösartig konstruiert und falsch“, so der 
Regierungssprecher.  
 
Im Übrigen seien die Angaben ohne Gerichtsurteil an die 
WELT am Sonntag übermittelt worden. Fragen zu 
vermeintlichen Widersprüchen gab es nicht. „Die 
Landesregierung hat transparent informiert. Daraus 
konstruierte Widersprüche weisen wir zurück“, so der 
Regierungssprecher. 
 
 


